
  

  

 

 

      
    

    

     
     

   
       

    
    

  
   

 
    

    
   

      
      

 

  

     
 

  
 

 

       
      

 

    
  

       
       

 

Deutscher Bundestag Drucksache 19/21985 

19. Wahlperiode 31.08.2020 

Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge 
und zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen 

A. Problem und Ziel 

Für Steuerpflichtige mit Behinderungen besteht im Einkommensteuergesetz die 
Möglichkeit, anstelle eines Einzelnachweises für ihre Aufwendungen für den täg-
lichen behinderungsbedingten Lebensbedarf einen Behinderten-Pauschbetrag zu 
beantragen. Eine Pauschalierungsmöglichkeit besteht auch für Steuerpflichtige, 
denen außergewöhnliche Belastungen durch die häusliche Pflege einer Person 
entstehen und die deshalb einen Pflege-Pauschbetrag in Anspruch nehmen kön-
nen. Damit die Pauschbeträge ihre Vereinfachungsfunktion auch zukünftig erfül-
len können, sollen die Behinderten-Pauschbeträge sowie der Pflege-Pauschbetrag 
ihren Voraussetzungen und der Höhe nach angepasst werden. Die Erhöhung ver-
meidet in vielen Fällen den aufwändigen Einzelnachweis von Aufwendungen. 
Darüber hinaus sollen verschiedene Steuervereinfachungen die Steuerpflichtigen 
mit Behinderungen von Nachweispflichten und die Verwaltung von Prüfungstä-
tigkeiten entlasten. Das Gesetz wird insoweit von dem Gedanken getragen, dass 
es Menschen mit Behinderungen und Pflegepersonen gegebenenfalls schwerer 
fallen kann als anderen, ihre bürokratischen Lasten zu erfüllen. 

B. Lösung 

Zur Anpassung der Behinderten-Pauschbeträge sowie des Pflege-Pauschbetrags 
und Steuervereinfachung sind die folgenden Maßnahmen vorgesehen: 

– die Verdopplung der Behinderten-Pauschbeträge inkl. Aktualisierung der 
Systematik, 

– die Einführung eines behinderungsbedingten Fahrtkosten-Pauschbetrags, 

– der Verzicht auf die zusätzlichen Anspruchsvoraussetzungen zur Gewährung 
eines Behinderten-Pauschbetrags bei einem Grad der Behinderung kleiner 
50 und 

– die Geltendmachung des Pflege-Pauschbetrags auch unabhängig vom Vor-
liegen des Kriteriums „hilflos“ bei der zu pflegenden Person und 

– die Erhöhung des Pflege-Pauschbetrags bei der Pflege von Personen mit den 
Pflegegraden 4 und 5 und Einführung eines Pflege-Pauschbetrags bei der 
Pflege von Personen mit den Pflegegraden 2 und 3. 
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Ziel der Maßnahmen ist insbesondere auch zukünftig die Vereinfachungsfunktion 
des Behinderten-Pauschbetrags und des Pflege-Pauschbetrags sicherzustellen, 
Nachweispflichten abzubauen und die relevanten Grade der Behinderung beim 
Behinderten-Pauschbetrag möglichst mit dem Sozialrecht zu harmonisieren.  

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

(Steuermehr-/-mindereinnahmen (–) in Mio. Euro) 

Gebietskörper-
schaft 

Volle Jahres-
wirkung 1) 

Kassenjahr 

2021 2022 2023 2024 2025 

Insgesamt - 1.205 - 185 - 1.095 - 1.250 - 1.295 - 1.340 

Bund - 515 - 79 - 469 - 534 - 553 - 574 

Länder - 509 - 79 - 462 - 528 - 547 - 565 

Gemeinden - 181 - 27 - 164 - 188 - 195 - 201 

1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Das Gesetz führt zu einer nicht quantifizierbaren Verringerung des Erfüllungsauf-
wandes für Bürgerinnen und Bürger insoweit als durch die Maßnahmen ein Ein-
zelnachweis von Aufwendungen entbehrlich werden kann. 

Das Gesetz führt zu einer nicht quantifizierbaren Erhöhung des Erfüllungsauf-
wandes für Bürgerinnen und Bürger durch die Einführung eines Pflege-Pausch-
betrags für die Pflegegrade 2 und 3. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Das Gesetz führt zu einer nicht quantifizierbaren Erhöhung des Erfüllungsauf-
wandes für die Wirtschaft durch die Einführung eines Pflege-Pauschbetrags für 
die Pflegegrade 2 und 3. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 
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E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

In den Ländern entsteht einmaliger Umstellungsaufwand. Dieser erfolgt im Rah-
men der laufenden Pflege und Aktualisierung der Steuererklärungsvordrucke so-
wie der IT-Programme und ist nicht separat bezifferbar. 

Der durch die Vereinfachung entstehende Minderaufwand durch entfallende Prü-
fungstätigkeiten wird zumindest teilweise durch die erwarteten höheren Fallzah-
len wieder aufgehoben, so dass insgesamt eine geringfügige, nicht quantifizierte 
Minderung des Verwaltungsaufwandes prognostiziert wird. 

Die Einführung eines Pflege-Pauschbetrags für die Pflegegrade 2 und 3 führt zu 
einem nicht quantifizierbaren Mehraufwand für die Verwaltung. 

F. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine 
direkten sonstigen Kosten. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlin, 31. August 2020 

DIE BUNDESKANZLERIN 

An den 

Präsidenten des 

Deutschen Bundestages 

Herrn Dr. Wolfgang Schäuble 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge 
und zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG ist 

als Anlage 2 beigefügt. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des Nationalen Normenkon-

trollrates ist als Anlage 3 beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 7. August 2020 als besonders eilbedürftig zu-

geleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung der 

Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden unverzüglich nachge-

reicht. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Angela Merkel 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge 
und zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 
3862), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Juni 2020 (BGBl. I S. 1512) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Nach § 33 Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Abweichend von Absatz 1 wird für Aufwendungen für durch eine Behinderung veranlasste Fahr-
ten nur ein Pauschbetrag gewährt (behinderungsbedingter Fahrtkosten-Pauschbetrag). Den Pauschbetrag er-
halten: 

1. Menschen mit einem Grad der Behinderung von mindestens 80 oder mit einem Grad der Behinderung 
von mindestens 70 und dem Merkzeichen „G“, 

2. Menschen mit dem Merkzeichen „aG“, mit dem Merkzeichen „Bl“ oder mit dem Merkzeichen „H“. 

Bei Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen nach Satz 2 Nummer 1 beträgt der Pauschbetrag 900 Euro. Bei 
Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen nach Satz 2 Nummer 2 beträgt der Pauschbetrag 4 500 Euro. In 
diesem Fall kann der Pauschbetrag nach Satz 3 nicht zusätzlich in Anspruch genommen werden. Über den 
Fahrtkosten-Pauschbetrag nach Satz 1 hinaus sind keine weiteren behinderungsbedingten Fahrtkosten als 
außergewöhnliche Belastung nach Absatz 1 berücksichtigungsfähig. Der Pauschbetrag ist bei der Ermittlung 
des Teils der Aufwendungen im Sinne des Absatzes 1, der die zumutbare Belastung übersteigt, einzubezie-
hen. Er kann auch gewährt werden, wenn ein Behinderten-Pauschbetrag nach § 33b Absatz 5 übertragen 
wurde. § 33b Absatz 5 ist entsprechend anzuwenden.“ 

2. § 33b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „behinderte Menschen“ durch die Wörter „Menschen mit Behin-
derungen“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Pauschbeträge erhalten Menschen, deren Grad der Behinderung auf mindestens 20 fest-
gestellt ist.“ 



   

  

 

   

 

 

 

 

 

 

 

 

  

  

        
            

      
        

  
         

 

      
    

 

        
        

        
      

            
        

          
   

   

      

     

       
      

             
         

      
      

         
   

Drucksache 19/21985 – 8 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Als Pauschbetrag werden gewährt bei einem Grad der Behinderung von mindestens: 

20 384 Euro, 

30 620 Euro, 

40 860 Euro, 

50 1 140 Euro, 

60 1 440 Euro, 

70 1 780 Euro, 

80 2 120 Euro, 

90 2 460 Euro, 

100 2 840 Euro.“ 

bb) Satz 3 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Für Menschen mit Behinderungen, die hilflos im Sinne des Satzes 4 sind, und für Blinde erhöht 
sich der Pauschbetrag auf 7 400 Euro. Hilflos ist eine Person, wenn sie für eine Reihe von häufig 
und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen zur Sicherung ihrer persönlichen Existenz im Ab-
lauf eines jeden Tages fremder Hilfe dauernd bedarf. Diese Voraussetzungen sind auch erfüllt, 
wenn die Hilfe in Form einer Überwachung oder einer Anleitung zu den in Satz 4 genannten Ver-
richtungen erforderlich ist oder wenn die Hilfe zwar nicht dauernd geleistet werden muss, jedoch 
eine ständige Bereitschaft zur Hilfeleistung erforderlich ist.“ 

d) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Voraussetzung für die Übertragung nach Satz 1 ist die Angabe der erteilten Identifikationsnummer 
(§ 139b der Abgabenordnung) des Kindes in der Einkommensteuererklärung des Steuerpflichtigen.“ 

e) § 33b Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Wegen der außergewöhnlichen Belastungen, die einem Steuerpflichtigen durch die Pflege 
einer Person erwachsen, kann er anstelle einer Steuerermäßigung nach § 33 einen Pauschbetrag geltend 
machen (Pflege-Pauschbetrag), wenn er dafür keine Einnahmen im Kalenderjahr erhält und der Steuer-
pflichtige die Pflege entweder in seiner Wohnung oder in der Wohnung des Pflegebedürftigen persön-
lich durchführt und diese Wohnung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat 
gelegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum anzuwenden ist. Zu den 
Einnahmen nach Satz 1 zählt unabhängig von der Verwendung nicht das von den Eltern eines Kindes 
mit Behinderungen für dieses Kind empfangene Pflegegeld. Als Pflege-Pauschbetrag wird gewährt: 

1. bei Pflegegrad 2 600 Euro, 

2. bei Pflegegrad 3 1 100 Euro, 

3. bei Pflegegrad 4 oder 5 1 800 Euro. 

Ein Pflege-Pauschbetrag nach Satz 3 Nummer 3 wird auch gewährt, wenn die gepflegte Person hilflos 
im Sinne des § 33b Absatz 3 Satz 4 ist. Bei erstmaliger Feststellung, Änderung oder Wegfall des Pfle-
gegrads im Laufe des Kalenderjahres ist der Pflege-Pauschbetrag nach dem höchsten Grad zu gewähren, 
der im Kalenderjahr festgestellt war. Gleiches gilt, wenn die Person die Voraussetzungen nach Satz 4 
erfüllt. Sind die Voraussetzungen nach Satz 4 erfüllt, kann der Pauschbetrag nach Satz 3 Nummer 1 und 
2 nicht zusätzlich in Anspruch genommen werden. Voraussetzung für die Gewährung des Pflege-
Pauschbetrags ist die Angabe der erteilten Identifikationsnummer (§ 139b der Abgabenordnung) der 
gepflegten Person in der Einkommensteuererklärung des Steuerpflichtigen. Wird ein Pflegebedürftiger 
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von mehreren Steuerpflichtigen im Veranlagungszeitraum gepflegt, wird der Pflege-Pauschbetrag nach 
der Zahl der Pflegepersonen, bei denen die Voraussetzungen der Sätze 1 bis 4 vorliegen, geteilt.“ 

f) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Die Vorschrift des § 33b Absatz 6 ist ab Ende des Kalenderjahres 2026 zu evaluieren.“ 

3. Nach § 52 Absatz 33b wird folgender Absatz 33c eingefügt: 

„(33c) Die §§ 33 und 33b in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] sind erstmals ab dem Veranla-
gungszeitraum 2021 anzuwenden.“ 

Artikel 2 

Änderung der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 

Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2000 
(BGBl. I S. 717), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 25. Juni 2020 (BGBl. I S. 1495) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 65 wie folgt gefasst: 

„§ 65 Nachweis der Behinderung und des Pflegegrads“. 

2. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 65 

Nachweis der Behinderung und des Pflegegrads“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Den Nachweis einer Behinderung hat der Steuerpflichtige durch Vorlage eines Ausweises 
nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch oder eines Bescheides der nach § 152 Absatz 1 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch zuständigen Behörde zu erbringen.“ 

c) Absatz 2 Satz 2 wird durch folgenden Satz ersetzt: 

„Dem Merkzeichen „H“ steht die Einstufung als pflegebedürftige Person mit schwersten Beeinträchti-
gungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten in die Pflegegrade 4 oder 5 nach dem Elften Buch 
Sozialgesetzbuch, dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch oder diesen entsprechenden gesetzlichen Be-
stimmungen gleich.“ 

d) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Den Nachweis der Einstufung in einen Pflegegrad nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch, 
dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch oder diesen entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen hat der 
Steuerpflichtige durch Vorlage des entsprechenden Bescheides nachzuweisen.“ 

e) In Absatz 3a Satz 4 Nummer 5 werden die Wörter „Schwerstpflegebedürftiger in die Pflegestufe III“ 
durch die Wörter „pflegebedürftige Person mit schwersten Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder 
der Fähigkeiten in den Pflegegraden 4 oder 5“ ersetzt. 

f) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „behinderte Mensch“ durch die Wörter „Mensch mit Behinde-
rungen“ ersetzt. 
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3. § 84 Absatz 3g wird wie folgt gefasst: 

„(3g) § 65 Absatz 1 in der am … [einsetzen: Tag nach der Verkündung des vorliegenden Änderungsge-
setzes] geltenden Fassung ist erstmals ab dem Veranlagungszeitraum 2021 anzuwenden. § 65 Absatz 3a ist 
erstmals für den Veranlagungszeitraum anzuwenden, der auf den Veranlagungszeitraum folgt, in dem die 
für die Anwendung erforderlichen Programmierarbeiten für das elektronische Datenübermittlungsverfahren 
abgeschlossen sind. Das Bundesministerium der Finanzen gibt im Einvernehmen mit den obersten Finanz-
behörden der Länder im Bundessteuerblatt Teil I den Veranlagungszeitraum bekannt, ab dem die Regelung 
des § 65 Absatz 3a erstmals anzuwenden ist. Mit der Anwendung von § 65 Absatz 3a ist § 65 Absatz 1 nicht 
weiter anzuwenden. Zu diesem Zeitpunkt noch gültige und dem Finanzamt vorliegende Feststellungen über 
eine Behinderung werden bis zum Ende ihrer Gültigkeit weiter berücksichtigt, es sei denn, die Feststellungen 
ändern sich vor Ablauf der Gültigkeit.“ 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Für Steuerpflichtige mit Behinderungen besteht im Einkommensteuergesetz die Möglichkeit, anstelle eines Ein-
zelnachweises ihrer Aufwendungen für den täglichen behinderungsbedingten Lebensbedarf einen Behinderten-
Pauschbetrag zu beantragen. Eine Pauschalierungsmöglichkeit besteht auch für Steuerpflichtige, denen außerge-
wöhnliche Belastungen durch die häusliche Pflege einer Person entstehen und die deshalb einen Pflege-Pausch-
betrag in Anspruch nehmen können. Damit die Pauschbeträge ihre Vereinfachungsfunktion auch zukünftig erfül-
len können, sollen die Behinderten-Pauschbeträge sowie der Pflege-Pauschbetrag ihren Voraussetzungen und der 
Höhe nach angepasst werden. Die Erhöhung vermeidet in vielen Fällen aufwändigen Einzelnachweis von Auf-
wendungen. Darüber hinaus sollen verschiedene Steuervereinfachungen die Steuerpflichtigen mit Behinderungen 
und Pflegepersonen von Nachweispflichten und die Verwaltung von Prüfungstätigkeiten entlasten. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Die Behinderten-Pauschbeträge werden verdoppelt und die Systematik aktualisiert. Darüber hinaus wird ein be-
hinderungsbedingter Fahrtkosten-Pauschbetrag eingeführt sowie auf die zusätzlichen Anspruchsvoraussetzungen 
zur Gewährung eines Behinderten-Pauschbetrags bei einem Grad der Behinderung kleiner 50 verzichtet. 

Des Weiteren wird die mögliche Mehrfachberücksichtigung eines Behinderten-Pauschbetrags für ein Kind durch 
die verpflichtende Angabe der Identifikationsnummer in Zukunft vermieden. 

Darüber hinaus wird der Pflege-Pauschbetrag erhöht und ein Pflege-Pauschbetrag für die Pflegegrade 2 und 3 
eingeführt. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für die Änderung des Einkommensteuergesetzes (Artikel 1) 
aus Artikel 105 Absatz 2 erste Alternative des Grundgesetzes (GG), da das Steueraufkommen diesbezüglich dem 
Bund ganz oder teilweise zusteht. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Unvereinbarkeiten mit höherrangigem Recht sind nicht zu erkennen. 

VI. Gesetzesfolgen 

Keine. 
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1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die Maßnahmen des Gesetzes führen zu einer Rechts- und Verwaltungsvereinfachung. Dies gilt insbesondere für 
den Verzicht auf die Zusatzvoraussetzungen bei einem Grad der Behinderung kleiner 50 und die Einführung eines 
behinderungsbedingten Fahrtkosten-Pauschbetrags. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Das Vorhaben steht im Einklang mit dem Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung im 
Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, indem es die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit steigert. Eine 
Nachhaltigkeitsrelevanz bezüglich anderer Indikatoren ist nicht gegeben. 
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3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €) 

lfd. 

Nr. 
Maßnahme 

Steuerart / 

Gebietskör-

perschaft 

Volle 

Jahres-

wirkung¹ 

Kassenjahr 

2021 2022 2023 2024 2025 

1 § 33 Absatz 2a (neu) EStG 

Einführung eines behinderungsbedingten 

Fahrtkosten-Pauschbetrags 

Insg. 

ESt 

LSt 

SolZ 

Bund 

ESt 

LSt 

SolZ 

Länder 

ESt 

LSt 

Gem. 

ESt 

LSt 

2 § 33b Absatz 2 EStG 

Verzicht auf die zusätzlichen 

Insg. 

ESt 

Anspruchsvoraussetzungen zur Gewährung 

eines Behinderten-Pauschbetrags bei einem 

Grad der Behinderung kleiner 50 

LSt 

SolZ 

Bund 

ESt 

LSt 

SolZ 

Länder 

ESt 

LSt 

Gem. 

ESt 

LSt 

3 § 33b Absatz 3 EStG 

Verdopplung der Behinderten-Pauschbeträge 

inkl. Aktualisierung der Systematik 

Insg. 

ESt 

LSt 

SolZ 

Bund 

ESt 

LSt 

SolZ 

Länder 

ESt 

LSt 

Gem. 

ESt 

LSt 

- 30 

- 30 

. 

. 

- 13 

- 13 

. 

. 

- 12 

- 12 

. 

- 5 

- 5 

. 

- 10 

- 10 

. 

. 

- 4 

- 4 

. 

. 

- 4 

- 4 

. 

- 2 

- 2 

. 

- 935 

- 845 

- 85 

- 5 

- 400 

- 359 

- 36 

- 5 

- 395 

- 359 

- 36 

- 140 

- 127 

- 13 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

- 160 

- 85 

- 75 

. 

- 68 

- 36 

- 32 

. 

- 68 

- 36 

- 32 

- 24 

- 13 

- 11 

- 25 

- 25 

. 

. 

- 11 

- 11 

. 

. 

- 10 

- 10 

. 

- 4 

- 4 

. 

- 10 

- 10 

. 

. 

- 4 

- 4 

. 

. 

- 4 

- 4 

. 

- 2 

- 2 

. 

- 860 

- 765 

- 90 

- 5 

- 368 

- 325 

- 38 

- 5 

- 363 

- 325 

- 38 

- 129 

- 115 

- 14 

- 30 

- 30 

. 

. 

- 13 

- 13 

. 

. 

- 12 

- 12 

. 

- 5 

- 5 

. 

- 10 

- 10 

. 

. 

- 4 

- 4 

. 

. 

- 4 

- 4 

. 

- 2 

- 2 

. 

- 970 

- 875 

- 90 

- 5 

- 415 

- 372 

- 38 

- 5 

- 410 

- 372 

- 38 

- 145 

- 131 

- 14 

- 30 - 30 

- 30 - 30 

. . 

. . 

- 13 - 13 

- 13 - 13 

. . 

. . 

- 12 - 12 

- 12 - 12 

. . 

- 5 - 5 

- 5 - 5 

. . 

- 10 - 10 

- 10 - 10 

. . 

. . 

- 4 - 4 

- 4 - 4 

. . 

. . 

- 4 - 4 

- 4 - 4 

. . 

- 2 - 2 

- 2 - 2 

. . 

- 1.005 - 1.040 

- 905 - 935 

- 95 - 95 

- 5 - 10 

- 430 - 447 

- 385 - 397 

- 40 - 40 

- 5 - 10 

- 425 - 439 

- 384 - 398 

- 41 - 41 

- 150 - 154 

- 136 - 140 

- 14 - 14 
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(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €) 

lfd. 

Nr. 
Maßnahme 

Steuerart / 

Gebietskör-

perschaft 

Volle 

Jahres-

wirkung¹ 

Kassenjahr 

2021 2022 2023 2024 2025 

4 § 33b Absatz 6 EStG 

Anhebung des bisherigen Pflege-

Pauschbetrages von 924 € auf 1.800 €

Insg. 

ESt 

LSt 

SolZ 

- 50 

- 45 

- 5 

. 

- 5 

. 

- 5 

. 

- 40 

- 35 

- 5 

. 

- 50 

- 45 

- 5 

. 

- 50 

- 45 

- 5 

. 

- 50 

- 45 

- 5 

. 

Bund - 21 - 2 - 17 - 21 - 21 - 21 

ESt - 19 . - 15 - 19 - 19 - 19 

LSt - 2 - 2 - 2 - 2 - 2 - 2 

SolZ . . . . . . 

Länder - 21 - 2 - 17 - 21 - 21 - 21 

ESt - 19 . - 15 - 19 - 19 - 19 

LSt - 2 - 2 - 2 - 2 - 2 - 2 

Gem. - 8 - 1 - 6 - 8 - 8 - 8 

ESt - 7 . - 5 - 7 - 7 - 7 

LSt - 1 - 1 - 1 - 1 - 1 - 1 

5 § 33b Absatz 6 EStG neu 

Einführung eines neuen Pflege-

Pauschbetrages von 600 € für die Pflege von 

Personen mit Pflegegrad 2 und von 1.100 €

bei Pflegegrad 3 

Insg. 

ESt 

LSt 

SolZ 

Bund 

- 180 

- 160 

- 20 

. 

- 77 

- 20 

. 

- 20 

. 

- 9 

- 160 

- 140 

- 20 

. 

- 69 

- 190 

- 170 

- 20 

. 

- 81 

- 200 

- 180 

- 20 

. 

- 85 

- 210 

- 190 

- 20 

. 

- 89 

ESt - 68 . - 60 - 72 - 76 - 80 

LSt - 9 - 9 - 9 - 9 - 9 - 9 

SolZ . . . . . . 

Länder - 77 - 9 - 68 - 81 - 85 - 89 

ESt - 68 . - 59 - 72 - 76 - 80 

LSt - 9 - 9 - 9 - 9 - 9 - 9 

Gem. - 26 - 2 - 23 - 28 - 30 - 32 

ESt - 24 . - 21 - 26 - 28 - 30 

LSt - 2 - 2 - 2 - 2 - 2 - 2 

6 Finanzielle Auswirkungen insgesamt Insg. 

ESt 

LSt 

SolZ 

- 1.205 

- 1.090 

- 110 

- 5 

- 185 

- 85 

- 100 

. 

- 1.095 

- 975 

- 115 

- 5 

- 1.250 

- 1.130 

- 115 

- 5 

- 1.295 

- 1.170 

- 120 

- 5 

- 1.340 

- 1.210 

- 120 

- 10 

Bund 

ESt 

LSt 

SolZ 

- 515 

- 463 

- 47 

- 5 

- 79 

- 36 

- 43 

. 

- 469 

- 415 

- 49 

- 5 

- 534 

- 480 

- 49 

- 5 

- 553 

- 497 

- 51 

- 5 

- 574 

- 513 

- 51 

- 10 

Länder 

ESt 

LSt 

- 509 

- 462 

- 47 

- 79 

- 36 

- 43 

- 462 

- 413 

- 49 

- 528 

- 479 

- 49 

- 547 

- 495 

- 52 

- 565 

- 513 

- 52 

Gem. 

ESt 

LSt 

- 181 

- 165 

- 16 

- 27 

- 13 

- 14 

- 164 

- 147 

- 17 

- 188 

- 171 

- 17 

- 195 

- 178 

- 17 

- 201 

- 184 

- 18 

Anmerkungen: 
1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten. 
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4. Erfüllungsaufwand 

Das Gesetz führt zu einer nicht quantifizierbaren Verringerung des Erfüllungsaufwandes für Bürgerinnen und 
Bürger insoweit als durch die Maßnahmen ein Einzelnachweis von Aufwendungen entbehrlich werden kann. Das 
Gesetz führt zu einer nicht quantifizierbaren Erhöhung des Erfüllungsaufwandes für Bürgerinnen und Bürger 
durch die Einführung eines Pflege-Pauschbetrags für die Pflegegrade 2 und 3. 

Das Gesetz führt zu einer nicht quantifizierbaren Erhöhung des Erfüllungsaufwandes für die Wirtschaft durch die 
Einführung eines Pflege-Pauschbetrags für die Pflegegrade 2 und 3. 

Das Gesetz führt zu einem nicht quantifizierbaren Mehraufwand für die Verwaltung durch die Einführung eines 
Pflege-Pauschbetrags für die Pflegegrade 2 und 3. 

5. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten sonstigen Kosten.  

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-preisniveau, sind nicht zu 
erwarten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Männern sind keine Auswirkun-
gen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemäß § 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundes-
ministerien zuwiderlaufen. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Die Regelungen sollen dauerhaft wirken, so dass eine Befristung nicht in Betracht kommt. 

Ende 2026 sollen die Regelungen zum Pflege-Pauschbetrag evaluiert werden. Im Rahmen der Evaluierung soll 
im Vergleich zum Status Quo untersucht werden, in welchem Umfang der Pflege-Pauschbetrag für die häusliche 
Pflege von Personen mit Pflegegrad 2, 3, 4, oder 5 und für Menschen mit Behinderungen und dem Merkzeichen 
„H“ in Anspruch genommen wird. Darüber hinaus soll die mit diesem Gesetz geänderte Systematik beim Pflege-
Pauschbetrag bezogen auf den Erfüllungsaufwand für die Steuerpflichtigen, die für die Feststellung einer Behin-
derung und eines Pflegegrades zuständigen Stellen und die Verwaltungen einer näheren Betrachtung unterzogen 
werden und möglicher Handlungsbedarf aufgezeigt werden. Die Evaluierung ist ab Ende 2026 vorgesehen, weil 
ab diesem Zeitpunkt die entsprechenden Daten zur Einkommensteuerstatistik 2021 vorliegen dürften. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 

§ 33 Absatz 2a – neu – 

Menschen mit Behinderungen können bei Einschränkung ihrer körperlichen Beweglichkeit Aufwendungen für 
behinderungsbedingte Fahrtkosten entstehen. Ab dem Veranlagungszeitraum 2021 soll die mit BMF-Schreiben 
vom 29. April 1996 (BStBl I S. 446) und vom 21. November 2001 (BStBl I S. 868) geregelte Anerkennung von 
Fahrtkosten von Menschen mit Behinderungen durch eine Pauschalierungsregelung in § 33 EStG ersetzt werden. 
Damit sollen die betroffenen Steuerpflichtigen von den bestehenden Nachweispflichten und die Finanzämter von 
Prüfungstätigkeiten entlastet werden. 
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Anstelle des bisherigen individuellen und aufwändigen Einzelnachweises der behinderungsbedingt entstandenen 
Fahrtkosten wird in Absatz 2a eine Pauschbetragsregelung in Höhe der bisher geltenden Maximalbeträge einge-
führt. Damit sollen die durch die Behinderung veranlassten Aufwendungen für unvermeidbare Fahrten, bei denen 
es sich im Grundsatz um außergewöhnliche Belastungen im Sinne des Absatzes 2 handelt, abgegolten werden. 
Der Pauschbetrag beträgt 900 Euro bei Menschen mit einem Grad der Behinderung von mindestens 80 oder einem 
Grad der Behinderung von mindestens 70 und dem Merkzeichen „G“. Für Menschen mit einer außergewöhnlichen 
Gehbehinderung (Merkzeichen „aG“), Blinde (Merkzeichen „Bl“) und hilflose Menschen (Merkzeichen „H“) 
können nach den bisher geltenden Regelungen in den Grenzen der Angemessenheit nicht nur Aufwendungen für 
durch die Behinderung veranlasste unvermeidbare Fahrten, sondern auch für Freizeit-, Erholungs- und Besuchs-
fahrten berücksichtigt werden. Aus diesem Grund wird für diese Fallkonstellationen ein Pauschbetrag von 4 500 
Euro normiert. 

Behinderungsbedingte Fahrtkosten werden zukünftig nur noch im Rahmen des Fahrtkosten-Pauschbetrags nach 
Absatz 2a berücksichtigt. Dem Steuerpflichtigen wird dadurch der aufwändige Einzelnachweis erspart. Gleich-
wohl ist unter Beachtung des Absatzes 1 ein Antrag zu stellen, da Aufwendungen für außergewöhnliche Belas-
tungen nur auf Antrag berücksichtigt werden können. Bei Erfüllen der allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen 
nach Absatz 2a werden die Aufwendungen in Höhe der in der Verwaltungspraxis bislang maximal möglichen 
Beträge vereinfacht und pauschaliert anerkannt. Sollten die Anspruchsvoraussetzungen für beide Pauschbeträge 
(Nummer 1 und Nummer 2) erfüllt sein, ist immer nur der höhere Pauschbetrag zu gewähren. 

Eine darüberhinausgehende Berücksichtigung von individuellen, behinderungsbedingt entstandenen Fahrt- bzw. 
Kraftfahrzeugkosten würde der mit der Regelung angestrebten Steuervereinfachung zuwiderlaufen, weshalb der 
behinderungsbedingte Fahrtkosten-Pauschbetrag abgeltende Wirkung hat. Der neue Fahrtkosten-Pauschbetrag ist 
anstelle der bisher individuell ermittelten Aufwendungen für Fahrtkosten von Menschen mit Behinderung unter 
Abzug der zumutbaren Belastung zu berücksichtigen (§ 33 Absatz 1 EStG). 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

§ 33b Absatz 1 Satz 1 

Die veraltete Formulierung wird durch den Begriff gemäß Artikel 1 Satz 2 der UN-Behindertenrechtskonvention 
ersetzt. 

Zu Buchstabe b 

§ 33b Absatz 2 

Derzeit wird der Pauschbetrag Steuerpflichtigen mit einem Grad der Behinderung kleiner von 50 nur gewährt, 
wenn die Behinderung zu einer dauernden Einbuße der körperlichen Beweglichkeit geführt hat, die Behinderung 
auf einer typischen Berufskrankheit beruht oder dem Steuerpflichtigen wegen seiner Behinderung eine gesetzliche 
Rente oder Bezug zusteht. Diese Zusatzvoraussetzungen sind historisch begründet und sollen ab dem Veranla-
gungszeitraum 2021 auch aus Gründen der Steuervereinfachung ersatzlos entfallen. Im Ergebnis können alle Steu-
erpflichtigen mit einem anerkannten Grad der Behinderung von mindestens 20 die Gewährung eines Behinderten-
Pauschbetrags beantragen. 

Zu Buchstabe c 

Allgemein 

Um Menschen mit Behinderungen den Einzelnachweis ihrer behinderungsbedingten Mehraufwendungen (Hilfe 
bei den gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens, für die Pflege sowie 
für einen erhöhten Wäschebedarf) zu ersparen, besteht als Sonderregelung zu § 33 EStG die Möglichkeit, an Stelle 
eines Einzelnachweises typisierende Pauschbeträge nach § 33b EStG in Anspruch zu nehmen. 

Die Regelungen zu den Behinderten-Pauschbeträgen (§ 33b Absatz 1 bis 3 EStG) dienen der Vereinfachung im 
steuerlichen Massenverfahren und konzentrieren sich auf den Aufwand für die sog. „Verrichtungen des täglichen 
Lebens“, deren alleinige behinderungsbedingte Veranlassung nur schwer nachzuweisen ist (z. B. Körperpflege). 
Alle übrigen behinderungsbedingten Aufwendungen, die nicht unter den Pauschbetrag fallen (wie z. B. Umbau-
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oder Fahrtkosten) können daneben nach § 33 EStG berücksichtigt werden. Diese Aufwendungen wirken sich 
steuerlich aber nur aus, soweit sie die zumutbare Belastung (§ 33 Absatz 3 Satz 1 EStG) übersteigen. 

Die Höhe des Behinderten-Pauschbetrags ist in § 33b Absatz 3 EStG in Abhängigkeit vom Grad der Behinderung 
geregelt. 

Die Behinderten-Pauschbeträge im EStG haben sich im Kontext des Schwerbehindertenrechts nach dem ersten 
Weltkrieg entwickelt, um Kriegsbeschädigten die Wiedereingliederung in das Arbeitsleben zu erleichtern. Un-
fallverletzte waren gleichgestellt. Heutzutage kommt es für die Feststellung einer Behinderung nicht mehr darauf 
an, ob die Behinderung eine bestimmte Ursache hat. Jede Erkrankung kann zu einem Grad der Behinderung füh-
ren, wenn sie zu einer nicht nur vorübergehenden Minderung der Erwerbsfähigkeit führt. 

Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 33b Absatz 3 Satz 2 

Damit die Behinderten-Pauschbeträge auch zukünftig ihre Vereinfachungsfunktion im steuerlichen Massenver-
fahren erfüllen können, werden sie ab dem Veranlagungszeitraum 2021 prozentual einheitlich um 100 Prozent 
angehoben. 

Zugleich wird die hinsichtlich des Grads der Behinderung veraltete Systematik in § 33b Absatz 3 Satz 1 EStG 
aktualisiert und an das Sozialrecht angeglichen. Im Sozialrecht wird heutzutage eine Behinderung bereits ab ei-
nem Grad der Behinderung von 20 festgestellt und in 10er Schritten bis zu einem Grad der Behinderung von 100 
fortgeschrieben. Der Systematik im EStG liegt hingegen noch die veraltete Systematik ab einem Grad der Behin-
derung von 25 zugrunde, die in 5er Schritten fortgeschrieben wurde. Dies soll im Kontext der Anhebung der 
Behinderten-Pauschbeträge angepasst werden. Durch diese Anpassung an das Sozialrecht können ab dem Veran-
lagungszeitraum 2021 auch Steuerpflichtige mit einem Grad der Behinderung von mindestens 20 ohne besondere 
Voraussetzungen die Gewährung eines Behinderten-Pauschbetrags beantragen. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 33b Absatz 3 Satz 3 bis 5 

Satz 3 

Der erhöhte Behinderten-Pauschbetrag wird ebenfalls um 100 Prozent angehoben. 

Sätze 4 und 5 – neu – 

Aufgrund der Änderungen beim Pflege-Pauschbetrag werden die bisherigen Sätze 4 und 5 des Absatzes 6 unver-
ändert in die Regelung zum erhöhten Behinderten-Pauschbetrag übernommen. Hinsichtlich der Gewährung des 
erhöhten Behinderten-Pauschbetrags ergeben sich daraus keine Änderungen an der bisher geltenden Rechtslage. 
Anstelle eines Nachweises einer Behinderung mit dem Merkzeichen „H“ reicht bei Menschen, die hilflos im Sinne 
des § 33b Absatz 3 Satz 3 sind, die Vorlage eines Bescheides über die Einstufung in Pflegegrad 4 oder 5 (ehemals 
Pflegestufe III) ohne zusätzliche Feststellung eines Grads der Behinderung aus. Die Feststellung eines Grades der 
Behinderung hätte in diesen Fällen nur formellen Charakter. Vor diesem Hintergrund wurde im Rahmen des Jah-
ressteuergesetzes 1997 vom 20. Dezember 1996 (BGBl I, Seite 2049) die Gleichstellung der Pflegestufe III mit 
dem Merkzeichen „H“ in § 65 Absatz 2 Satz 2 EStDV aufgenommen. Mit dieser Gleichstellung soll Mehrauf-
wand im Bescheinigungsverfahren vermieden werden. Den betroffenen Steuerpflichtigen bzw. ihren Angehörigen 
und der Verwaltung wird damit die zusätzliche Beantragung einer Anerkennung einer Behinderung mit dem 
Merkzeichen „H“ erspart (siehe Gesetzesbegründung zu Artikel 13 des Jahressteuergesetzes 1997, BT-Drs. 
13/5952, Seite 52 zu Artikel 13 Nr. 3 Buchstabe a). 

Zu Buchstabe d 

§ 33b Absatz 5 Satz 5 – neu – 

Gemäß § 33b Absatz 5 EStG können ein Behinderten-Pauschbetrag und ein Hinterbliebenen-Pauschbetrag für ein 
Kind, für das der Steuerpflichtige Anspruch auf einen Freibetrag nach § 32 Absatz 6 EStG oder auf Kindergeld 
hat, auf Antrag auf den Steuerpflichtigen bzw. die beiden Elternteile übertragen werden, wenn ihn das Kind nicht 
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in Anspruch nimmt. Zur Verhinderung der Mehrfachberücksichtigung der v. g. Pauschbeträge ist eine Übertra-
gung nur noch bei Angabe der steuerlichen Identifikationsnummer des Kindes in der Einkommensteuererklärung 
möglich. 

Zu Buchstabe e 

§ 33b Absatz 6 

Nach der bisherigen Regelung des § 33b Absatz 6 wird bei der häuslichen Pflege eines Menschen mit einer mit 
dem Merkzeichen „H“ nachgewiesenen Hilflosigkeit im Sinne des § 33b ein Pflege-Pauschbetrag gewährt. In 
Bezug auf die erleichterte Nachweismöglichkeit ist dem Merkzeichen „H“ gemäß § 65 Absatz 2 Satz 2 EStDV 
die seit 2017 veraltete Pflegestufe III bzw. der Pflegegrad 4 oder 5 gemäß BMF-Schreiben vom 19. August 2016 
gleichgestellt (BStBl I S. 804). 

Die Einführung des Pflege-Pauschbetrags mit dem Steuerreformgesetz 1990 vom 25. Juli 1988 (BGBl. I S. 1093) 
hatte zum Ziel die häusliche Pflege zu stärken und die vielfältigen Belastungen, die die persönliche Pflege eines 
Schwerstpflegebedürftigen mit sich bringt, in angemessenem Rahmen steuerlich anzuerkennen. Der Pauschbetrag 
ist mit dem Grundsatz der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit vereinbar und konnte deshalb 
in die Vorschriften über außergewöhnliche Belastungen aufgenommen werden.  

Die Zahl der Pflegebedürftigen hat in den letzten Jahren stark zugenommen. Dies ergibt sich aus dem sich verän-
dernden Altersaufbaus in der Gesellschaft. Ab dem Veranlagungszeitraum 2021 soll im Unterschied zur bisheri-
gen Systematik ein Pflege-Pauschbetrag ab dem Pflegegrad 2 – auch unabhängig von dem Kriterium „hilflos“ – 
gewährt werden. Der Pflege-Pauschbetrag leistet insoweit einen Beitrag zur Stärkung der häuslichen Pflege. An 
dem bislang geltenden Rechtsstand bei der Gewährung des Pflege-Pauschbetrags ergeben sich dadurch insoweit 
jedoch keine Änderungen. 

Der Pflege-Pauschbetrag hebt auf die persönliche Pflege und Betreuung pflegebedürftiger Personen, die in den 
Pflegegraden 2 bis 5 eingeordnet sind, in der häuslichen Umgebung ab. Die Pflege besteht beispielsweise in der 
Hilfeleistung bei Verrichtungen des täglichen Lebens, bei denen der Pflegebedürftige der Hilfe bedarf. Verrich-
tungen in diesem Sinne sind solche im Bereich der Körperpflege (Waschen, Duschen, Baden, Zahnpflege, Käm-
men, Rasieren, Darm- oder Blasenentleerung), im Bereich der Ernährung (mundgerechtes Zubereiten, Aufnahme 
der Nahrung), der Mobilität (selbständiges Aufstehen und Zu-Bett-Gehen, An- und Auskleiden, Gehen, Stehen, 
Treppensteigen, Verlassen und Wiederaufsuchen der Wohnung) und der hauswirtschaftlichen Versorgung (Ein-
kaufen, Kochen, Reinigen der Wohnung, Spülen, Wechseln und Waschen der Wäsche und Kleidung, Beheizen). 
Ebenso gehören aber auch betreuende oder die Pflegeperson anleitende Unterstützungsleistungen dazu. Da die 
Regelung auf die persönliche Pflege abhebt, führt auch die persönliche Pflege und Betreuung in der Wohnung des 
Pflegebedürftigen zur Steuerermäßigung. Der Pauschbetrag schließt die Möglichkeit des Einzelnachweises mög-
licher höherer Aufwendungen nicht aus. 

Um Schlechterstellungen zum bisherigen Rechtsstand in jedem Fall zu vermeiden, wird der Pflege-Pauschbetrag 
nach § 33b Absatz 6 Satz 3 Nummer 3 EStG auch gewährt, wenn es sich um die häusliche Pflege eines Menschen 
mit Behinderungen handelt, der hilflos im Sinne des § 33b EStG ist.  

Voraussetzungen für die Gewährung des Pflege-Pauschbetrags ist neben der häuslichen Pflege, dass der pflegende 
Steuerpflichtige für seine Pflege keine Einnahmen erhält. Einnahmen im Sinne des Absatzes 6 Satz 1 sind grund-
sätzlich sämtliche der Pflegeperson im Zusammenhang mit der Pflege zufließenden Einnahmen, sei es als Pflege-
vergütung oder als Ersatz für eigene Aufwendungen der Pflegeperson. Die verpflichtende Angabe der Identifika-
tionsnummer der Pflegebedürftigen als weitere Anspruchsvoraussetzung soll sicherstellen, dass der Pauschbetrag 
der pro Pflegebedürftigem gewährt wird, nicht mehrfach in voller Höhe für die Pflege desselben Pflegebedürftigen 
in Anspruch genommen werden kann. 

Zu Buchstabe f 

§ 33b Absatz 8 – neu – 

Ende 2026 sollen die Regelungen zum Pflege-Pauschbetrag evaluiert werden. Die Evaluierung wird vom Bun-
desministerium der Finanzen unter Beteiligung des Bundesministeriums für Gesundheit möglichst bis zum 
31. Dezember 2027 durchgeführt. Im Rahmen der Evaluierung soll im Vergleich zum Status Quo untersucht wer-
den, in welchem Umfang der Pflege-Pauschbetrag für die häusliche Pflege von Personen mit Pflegegrad 2, 3, 4, 
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oder 5 sowie für Menschen mit Behinderungen und dem Merkzeichen „H“ in Anspruch genommen wird. Darüber 
hinaus soll die mit diesem Gesetz geänderte Systematik beim Pflege-Pauschbetrag bezogen auf den Erfüllungs-
aufwand für die Steuerpflichtigen, die für die Feststellung einer Behinderung und eines Pflegegrades zuständigen 
Stellen und die Verwaltungen einer näheren Betrachtung unterzogen werden und möglicher Handlungsbedarf 
aufgezeigt werden. Die Evaluierung ist ab Ende 2026 vorgesehen, weil ab diesem Zeitpunkt die entsprechenden 
Daten zur Einkommensteuerstatistik 2021 vorliegen dürften. 

Zu Nummer 3 

§ 52 Absatz 33c – neu – 

Die Änderungen sollen ab dem Veranlagungszeitraum 2021 angewandt werden. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung) 

Zu Nummer 1 

Inhaltsübersicht zu § 65 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung, die aus den Änderungen zum Pflege-Pauschbetrag gemäß 
§ 33b Absatz 6 EStG resultiert. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Überschrift zu § 65 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung, die aus den Änderungen zum Pflege-Pauschbetrag gemäß 
§ 33b Absatz 6 EStG resultiert. 

Zu Buchstabe b 

§ 65 Absatz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung, die aus dem Wegfall der Zusatzvoraussetzungen für Minderbehinderte 
gemäß Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb resultiert. Eine Regelung der konkret erforderli-
chen Nachweise in der EStDV wird dadurch ab dem Veranlagungszeitraum 2021 obsolet. 

Zu Buchstabe c 

§ 65 Absatz 2 Satz 2 

Die seit 2017 veraltete Pflegestufe III wird durch die Pflegegrade 4 oder 5 ersetzt und die Verwaltungspraxis 
gemäß BMF-Schreiben vom 19. August 2016 (BStBl I Seite 804) gesetzlich verankert. Dies schließt aus fachli-
cher Sicht jedoch nicht aus, dass auch unterhalb der Pflegegrade 4 und 5 die gesetzlichen Voraussetzungen der 
„Hilflosigkeit“ grundsätzlich vorliegen können. 

Zu Buchstabe d 

§ 65 Absatz 2a – neu – 

Im Hinblick auf die Änderung beim Pflege-Pauschbetrag nach § 33b Absatz 6 EStG wird der für die Gewährung 
des Pflege-Pauschbetrags erforderliche Nachweis des Pflegegrades geregelt. Die Ermächtigungsgrundlage ergibt 
sich aus § 33b Absatz 7 EStG. Die Einstufung in einen Pflegegrad hat der Steuerpflichtige durch den entsprechen-
den Bescheid nachzuweisen. 

Zu Buchstabe e 

§ 65 Absatz 3a Satz 4 Nummer 5 

Die seit 2017 veraltete Pflegestufe III wird durch die Pflegegrade 4 oder 5 ersetzt und die Verwaltungspraxis 
gemäß BMF-Schreiben vom 19. August 2016 (BStBl I Seite 804) gesetzlich verankert. Dies schließt aus fachli-
cher Sicht jedoch nicht aus, dass auch unterhalb der Pflegegrade 4 und 5 die gesetzlichen Voraussetzungen der 
„Hilflosigkeit“ grundsätzlich vorliegen können. 
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Zu Buchstabe f 

§ 65 Absatz 4 Satz 1 

Die veraltete Formulierung wird durch den Begriff gemäß Artikel 1 Satz 2 der UN-Behindertenrechtskonvention 
ersetzt. 

Zu Nummer 3 

§ 84 Absatz 3g 

Mit der Regelung wird der Anwendungszeitraum ab dem Veranlagungszeitraum 2021 geregelt. Darüber hinaus 
handelt es sich ebenfalls um eine Folgeänderung, die aus dem Wegfall der Zusatzvoraussetzungen für Minderbe-
hinderte resultiert sowie um redaktionelle Anpassungen. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Der Gesetzentwurf tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1 NKRG 

Entwurf eines Gesetzes zur Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge und Anpassung 

weiterer steuerlicher Regelungen (NKR-Nr. 5374, BMF) 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens 

geprüft. 

I. Zusammenfassung 

Bürgerinnen und Bürger 

Erfüllungsaufwand: nicht ermittelt 

Wirtschaft 

Erfüllungsaufwand: nicht ermittelt 

Verwaltung 

Erfüllungsaufwand: nicht ermittelt 

Evaluierung 

Ziele 

Daten / Indikatoren 

Datengrundlage 

Das Regelungsvorhaben wird gemäß § 33b Abs. 8 
Einkommensteuergesetz (EStG) im Bezug auf die 
Regelungen zum Pflege-Pauschbetrag bis Ende 
2026 evaluiert. 

Untersuchung der Neuregelung zum Pflege-Pausch-
betrag im Vergleich zum bisherigen Status Quo; Iden-
tifizierung möglichen Handlungsbedarfs 

Umfang der Inanspruchnahme des Pflege-Pauschbe-
trages für die häusliche Pflege von Personen mit Pfle-
gegrad 2, 3, 4, oder 5 und Menschen mit Behinderun-
gen und dem Merkzeichen „H“; Erfüllungsaufwand für 
die Steuerpflichtigen sowie den für die Feststellung 
einer Behinderung oder eines Pflegegrades zuständi-
gen Stellen und Verwaltungen 

Daten der zuständigen Stellen und Verwaltungen, die 
für die Feststellung einer Behinderung oder eines 
Pflegegrades zuständig sind sowie die Finanzbehör-
den 
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Der Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) stellt den Erfüllungs-
aufwand (Be- und Entlastungen) für Bürgerinnen, Bürger und Verwaltung nicht dar. 

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags 
Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungsent-
wurf. Die Einwände können sich erst und nur dann erledigen, wenn das Ressort eine me-
thodengerechte und nachvollziehbare Darstellung des Erfüllungsaufwands vorlegt Die 
Nichtdarstellung des Erfüllungsaufwandes ist insbesondere deshalb nicht zu verstehen, da 
das Resort hier offensichtlich die Chance hätte, einen Minderaufwand nachzuweisen. Dem 
NKR wurde vom Ressort zugesagt, den Abgeordneten und Entscheidungsträgern im Bun-
destag und Bundesrat die Höhe des mit diesem Gesetzentwurf einhergehenden bzw. sich 
verringernden Erfüllungsaufwandes zeitnah und noch vor Abschluss des parlamentari-
schen Verfahrens zur Verfügung zu stellen. Mit der ex ante Ermittlung des Erfüllungsauf-
wandes hat das Ressort das Statistische Bundesamt beauftragt. Die Ergebnisse sollen 
Ende August 2020 vorliegen. 

Der Nationale Normenkontrollrat bedauert, dass die Bundesregierung keine Evaluierung 
der Behinderten-Pauschbeträge sowie des behinderungsbedingten Fahrtkosten-Pausch-
betrages vorgesehen hat. Die Bundesregierung beschränkt sich bei der bis Ende 2026 an-
visierten Evaluierung allein auf die Pflege-Pauschbeträge. 

II. Im Einzelnen 

Mit dem Gesetzentwurf zur Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge und Anpassung wei-

terer steuerlicher Regelungen werden insbesondere die Behinderten-Pauschbeträge verdop-

pelt und die Systematik der Behinderten-Pauschbeträge angepasst. So wird beispielsweise 

bei einem Grad der Behinderung von 100 (zu 100% schwerbehindert) künftig ein Pauschbe-

trag von 2.840 Euro anstelle von bisher 1.420 Euro gewährt. Bei einem Grad der Behinderung 

von 50 (zu 50% schwerbehindert) beträgt der Pauschbetrag 1.140 Euro statt vorher 570 Euro. 

Zudem wird nun bereits bei einem Grad der Behinderung von 20 ein Pauschbetrag von 384 

Euro gewährt. Bislang musste der Grad der Behinderung mindestens 25 betragen. Auch für 

behinderte Menschen, die als „hilflos“ eingestuft werden, sowie für Blinde wird der Pauschbe-

trag von 3.700 Euro auf 7.400 Euro erhöht. 

Zusätzlich wird mit dem Gesetzentwurf ein behinderungsbedingter Fahrtkosten-Pauschbe-

trags eingeführt. Die betroffenen Steuerpflichtigen können für die Aufwendungen für seine 

Fahrten, die durch die Behinderung veranlasst sind, einen Pauschbetrag in Anspruch neh-

men. Den behinderungsbedingten Fahrtkosten-Pauschbetrag von 900 Euro erhalten geh- und 

stehbehinderte Menschen mit einem Grad der Behinderung von mindestens 80 oder mit ei-

nem Grad der Behinderung von mindestens 70 und dem Merkzeichen „G“ (erheblich beein-

trächtigt in der Bewegungsfähigkeit / gehbehindert). Auch außergewöhnlich gehbehinderte 

Menschen mit dem Merkzeichen „aG“ (außergewöhnliche Gehbehinderung), Blinde oder be-

hinderte Menschen mit dem Merkzeichen „H“ (hilflos) erhalten den behinderungsbedingten 

Fahrtkosten-Pauschbetrag. Dieser beträgt 4.500 Euro. Über den behinderungsbedingten 

Fahrtkosten-Pauschbetrag hinaus sind keine weiteren behinderungsbedingten Fahrtkosten 

als außergewöhnliche Belastung berücksichtigungsfähig. 

Auch beim Pflege-Pauschbetrag erfolgt eine Umstellung der Systematik und damit eine An-

gleichung an das Sozialrecht. Nach der bisherigen Regelung wurde ein Pflege-Pauschbetrag 

bei der häuslichen Pflege eines Menschen mit einer mit dem Merkzeichen „H“ nachgewiese-

nen Hilflosigkeit oder Menschen mit dem Pflegegrad 4 oder 5 gewährt. Dieser Pflege-Pausch-

betrag von bislang 924 Euro wird nun für Menschen bei einem Pflegegrad 4 oder 5 oder für 

behinderte Menschen mit dem Merkzeichen „H“ auf 1.800 Euro angehoben. Zusätzlich wird 

ein Pflege-Pauschbetrag für die Pflegegrade 2 und 3 neu eingeführt. Für den Pflegegrad 2 

beträgt der Pflege-Pauschbetrag 600 Euro und für den Pflegegrad 3 1.100 Euro. 
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Künftig müssen die zusätzlichen Anspruchsvoraussetzungen zur Gewährung eines Behinder-

ten-Pauschbetrags bei einem Grad der Behinderung kleiner 50 nicht mehr nachgewiesen 

werden. So wurde bislang der Behinderten-Pauschbetrag bei einem Grad der Behinderung 

nur gewährt, wenn dem behinderten Menschen wegen seiner Behinderung ein Rentenan-

spruch zustand oder wenn die Behinderung zu einer dauernden Einbuße der körperlichen 

Beweglichkeit geführt hat oder die Behinderung auf einer typischen Berufskrankheit beruhte. 

Sowohl die Behinderten-Pauschbeträgen, als auch die behinderungsbedingten Fahrtkosten-

Pauschbeträge dienen der Vereinfachung des steuerlichen Massenverfahrens. Die Pausch-

beträge konzentrieren sich auf den Aufwand für die sog. „Verrichtungen des täglichen Le-

bens“, deren alleinige behinderungsbedingte Veranlassung nur schwer nachzuweisen ist 

(z. B. Körperpflege).  

II.1. Erfüllungsaufwand 

Das Bundesministerium der Finanzen hat das Statistische Bundesamt mit der ex ante Ermitt-

lung des Erfüllungsaufwandes für dieses Regelungsvorhaben bis Ende August 2020 beauf-

tragt. Die Nichtdarstellung des Erfüllungsaufwandes ist insbesondere deshalb nicht zu ver-

stehen, da das Resort hier offensichtlich die Chance hätte, einen Minderaufwand nachzuwei-

sen. Bei diesem Regelungsvorhaben handelt es sich um kein Vorhaben, das der Bewältigung 

der Corona-Pandemie dient. Der Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode aus dem Jahr 

2018 enthält einen Prüfauftrag an die Bundesregierung, die Anpassung der pauschalen Steu-

erfreibeträge für Menschen mit einer Behinderung zu prüfen. Dem Normenkontrollrat wurde 

vom Ressort zugesagt, den Abgeordneten und Entscheidungsträgern im Bundestag und Bun-

desrat die Höhe des mit diesem Gesetzentwurf einhergehenden bzw. sich verringernden Er-

füllungsaufwandes zeitnah und noch vor Abschluss des parlamentarischen Verfahrens zur 

Verfügung zu stellen. 

Bürgerinnen und Bürger 

Das Gesetz führt nach Auffassung des Ressorts nicht zu einer Veränderung des Erfüllungs-

aufwandes für Bürgerinnen und Bürger. Dies ist aus Sicht des Normenkontrollrates nicht plau-

sibel. 

Behinderte Steuerpflichtige können jedes Jahr bei Ihrer Einkommensteuererklärung wählen, 

wie sie ihre unmittelbar infolge der Behinderung entstandenen Aufwendungen steuermin-

dernd geltend machen wollen. Sie können entweder den Behinderten-Pauschbetrag nach 

§ 33b Einkommensteuergesetz (EStG) in Anspruch nehmen oder die Aufwendungen als au-

ßergewöhnliche Belastung im Rahmen des § 33 EStG geltend machen. Nehmen die Behin-

derten den Behinderten-Pauschbetrag in Anspruch, wird ihnen dieser ohne Rücksicht auf die 

Höhe ihrer tatsächlichen Aufwendungen gewährt. Die betroffenen Behinderte brauchen dann 

keine Einzelnachweise zu ihren tatsächlichen behinderungsbedingten Aufwendungen (Hilfe 

bei den gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens, 

für die Pflege sowie für einen erhöhten Wäschebedarf) sammeln und der Finanzbehörde vor-

zulegen. Hatte der Behinderte allerdings höhere behinderungsbedingte Aufwendungen als 

der Behinderten-Pauschbetrag, so ist es für ihn regelmäßig steuerlich günstiger, diese Mehr-

aufwendungen als allgemeine außergewöhnliche Belastung steuermindernd geltend zu ma-

chen. Die Aufwendungen sind jedoch dann im Einzelnen nachzuweisen. 

Die Erhöhung der Pauschbeträge wird zu einer deutlichen Verwaltungsvereinfachung führen, 

da Behinderte deren behinderungsbedingte Aufwendungen regelmäßig im Steuerjahr unter 

dem Pauschbetrag liegen, keine entsprechenden Belege mehr sammeln und bei der Finanz-
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behörde einreichen müssen. Die veränderten bzw. neu eingeführten Pauschbeträge reduzie-

ren damit den Umfang der Nachweispflichten der Bürgerinnen und Bürger. Der sich dadurch 

im Einzelfall und insgesamt reduzierende Erfüllungsaufwand wurde vom Ressort nicht quan-

tifiziert. 

Durch die Verdoppelung des Behinderten-Pauschbetrages sowie durch die Einführung eines 

behinderungsbedingten Fahrtkosten-Pauschbetrages wird sich die Anzahl der Bürgerinnen 

und Bürger, die sonst ihre behinderungsbedingten Aufwendungen als außergewöhnliche Be-

lastungen steuerlich geltend gemacht und nicht nur den Behinderten-Pauschbetrag in An-

spruch genommen haben, erhöhen. Wie viele Bürgerinnen und Bürger davon getroffen sind, 

hat das Ressort nicht beziffert.  

Behinderten Menschen mit Einschränkungen ihrer körperlichen Beweglichkeit können Auf-

wendungen für behinderungsbedingte Fahrtkosten entstehen. Anstelle des bisherigen indivi-

duellen Einzelnachweises der behinderungsbedingt entstandenen Fahrtkosten wird durch die 

Neuregelung eine Pauschbetragsregelung in Höhe der bisher geltenden Maximalbeträge ein-

geführt. Behinderungsbedingte Fahrtkosten werden künftig nur noch im Rahmen dieses 

Pauschbetrags berücksichtigt. Dem Steuerpflichtigen wird dadurch der aufwändige Einzel-

nachweis erspart und die Finanzbehörden werden von Prüfungstätigkeiten entlastet. Dieser 

damit wegfallende Erfüllungsaufwand wurde weder für die Bürgerinnen und Bürger noch für 

die Verwaltung vom Ressort bislang beziffert. 

Für die Inanspruchnahme des Pflege-Pauschbetrages hat der Steuerpflichtige seine Einstu-

fung in einen Pflegegrad durch einen entsprechenden Bescheid gegenüber der Finanzbe-

hörde nachzuweisen. Durch die neu eingeführte Gewährung des Pflege-Pauschbetrages 

auch für Menschen mit Pflegegrad 2 und 3 wird sich dementsprechend die Fallzahl der Men-

schen erhöhen, die künftig den Pflege-Pauschbetrag in Anspruch nehmen. Demzufolge steigt 

der Aufwand für die Bürgerinnen und Bürger. Gleichzeitig wird sich aber die Anzahl derjenigen 

Bürgerinnen und Bürger reduzieren, die – auch ausgelöst durch die nunmehr angehobenen 

Beträge beim Pflege-Pauschbetrag – von der Möglichkeit eines Einzelnachweises ihrer tat-

sächlich entstandenen Aufwendungen für die persönliche Pflege in der häuslichen Umgebung 

Abstand nehmen. Dies reduziert wiederum den Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und 

Bürger. 

Künftig ist die Angabe der Identifikationsnummer des Pflegebedürftigen notwendige An-

spruchsvoraussetzungen für die Inanspruchnahme des Pflege-Pauschbetrages, damit der 

Pflege-Pauschbetrag nicht mehrfach für die Pflege desselben Pflegebedürftigen in Anspruch 

genommen wird. Die Angabe der Identifikationsnummer wird zusätzlichen Erfüllungsaufwand 

für die Bürgerinnen und Bürger verursachen. 

Wirtschaft 

Das Gesetz führt nicht zu einer Erhöhung des Erfüllungsaufwandes für die Wirtschaft durch 

die Einführung eines Pflege-Pauschbetrages für die Pflegegarde 2 und 3. Nähere Ausführun-

gen hat das Ressort dazu nicht gemacht. 

Verwaltung (Bund, Länder/Kommunen) 

Bei den Finanzbehörden entsteht durch das Entfallen von Prüftätigkeiten Minderaufwand. So 

müssen die Finanzbehörden in weniger Fällen die Einzelnachweise der Steuerpflichtigen zu 

deren behinderungs- bzw. pflegebedingten Aufwendungen prüfen, da die Steuerpflichtigen im 

größeren Umfang von den für sie zum Teil auch steuerlich günstigeren Behinderten-Pausch-

beträgen, behinderungsbedingten Fahrtkosten-Pauschbetrag oder Pflege-Pauschbetrag Ge-

brauch machen werden. Dieser Minderaufwand wurde vom Ressort bislang nicht quantifiziert. 
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Das Ressort erwartet gleichzeitig höhere Fallzahlen bei der Inanspruchnahme der Pauschbe-

träge, so dass dadurch Mehraufwand für die Finanzbehörden entsteht. Die Höhe des sich 

dadurch verringernden Verwaltungsaufwandes hat das Ressort nicht quantifiziert.  

Das Ressort führt lediglich aus, dass der Verwaltung durch die Einführung eines Pflege-

Pauschbetrages für die Pflegegrade 2 und 3 Mehraufwand entsteht. Die Höhe dieses Mehr-

aufwandes wurde nicht quantifiziert.  

In den Ländern entsteht einmaliger Umstellungsaufwand. Dieser erfolgt im Rahmen der lau-

fenden Pflege und Aktualisierung der Steuererklärungsvordrucke sowie der IT-Programme 

und ist aus Sicht des Ressorts nicht separat bezifferbar.  

II.2. Evaluierung 

Die Regelungen zum Pflege-Pauschbetrag werden gemäß § 33b Abs. 8 EStG bis Ende 2026 

evaluiert. Die Evaluierung ist ab Ende 2026 geplant, da erst ab diesem Zeitpunkt die entspre-

chenden Daten zur Einkommensteuerstatistik 2021 vorliegen. 

Im Rahmen der Evaluierung soll im Vergleich zum Status Quo untersucht werden, in welchem 

Umfang der Pflege-Pauschbetrag für die häusliche Pflege von Personen mit Pflegegrad 2, 3, 

4, oder 5 und für Menschen mit Behinderungen dem Merkzeichen „H“ in Anspruch genommen 

wird. Darüber hinaus soll die mit diesem Gesetz geänderte Systematik beim Pflege-Pausch-

betrag bezogen auf den Erfüllungsaufwand für die Steuerpflichtigen, die für die Feststellung 

einer Behinderung und eines Pflegerades zuständigen Stellen und die Verwaltungen einer 

näheren Betrachtung unterzogen werden und möglicher Handlungsbedarf aufgezeigt werden. 

Der Normenkontrollrat begrüßt, dass die Bundesregierung nunmehr zumindest eine Teil-eva-

luierung dieses Gesetzes vorsieht. Damit wird vor dem Hintergrund der voraussichtlichen 

Steuermindereinnahmen von 230 Mio. Euro1 und der rund 2,6 Mio. Pflegebedürftigen in 

Deutschland, die zu Hause versorgt werden2, und damit potentiell in den Genuss der Verän-

derungen beim Pflege-Pauschbetrag kommen können entsprechende Aufmerksamkeit ge-

schenkt, um möglichen weiteren Handlungsbedarf bei dieser Regelung spätestens Ende 

2026 mit Hilfe einer Evaluierung zu identifizieren. 

Der Normenkontrollrat bedauert, dass die Bundesregierung nicht auch eine Evaluierung des 

Behinderten-Pauschbetrages vorgesehen hat. Dies trägt der politischen Bedeutung dieses 

Regelungsteils nicht gebührend Rechnung. Die durch diese Neuregelungen zum Behinder-

ten-Pauschbetrag voraussichtlichen verursachten Steuermindereinnahmen betragen rund 

1 Mrd. Euro3. Bei den rund 7,9 Mio. Menschen mit Schwerbehinderung in Deutschland (Grad 

der Behinderung von mindestens 50)4 und den bislang rund 4,1 Mio. Veranlagungen mit steu-

erlicher geltend gemachten Behinderten-Pauschbetrages wäre auch für diesen Teil des Ge-

setzesvorhabens eine Evaluierung angezeigt gewesen. 

1 Angegebener Betrag bezieht sich auf die volle Jahreswirkung zu den Regelungen des § 33b Abs. 6 EStG-
E gemäß Gesetzentwurf der Bundesregierung. 

2 Vgl. Statistisches Bundesamt: Pflegebedürftige nach Versorgungsart, Geschlecht und Pflegegrade 2017, 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Pflege/Tabellen/pflegebeduerftige-
pflegestufe.html. 

3 Angegebener Betrag bezieht sich auf die volle Jahreswirkung zu den Regelungen des § 33 Abs. 2a sowie 
§ 33b Abs. 2 und 3 EStG-E gemäß Gesetzentwurf der Bundesregierung. 

4 Vgl. Statistisches Bundesamt: 7,9 Millionen schwerbehinderte Menschen leben in Deutschland, Pressemit-
teilung Nr. 230 vom 24. Juni 2020, https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/06/PD20_ 
230_227.html;jsessionid=2E1A51BDE380F72F651E7F48AA5B20EE.internet8712. 

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/06/PD20
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Pflege/Tabellen/pflegebeduerftige


   

  

        

  

        

    

      

        

      

        

      

     

     

   

         

       

   

      

  

        

 

  

  

Drucksache 19/21985 – 26 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

III. Ergebnis 

Der Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) stellt den Erfüllungsauf-

wand (Be- und Entlastungen) für Bürgerinnen, Bürger und Verwaltung nicht dar. 

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags Ein-

wände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungsentwurf. 

Die Einwände können sich erst und nur dann erledigen, wenn das Ressort eine methodenge-

rechte und nachvollziehbare Darstellung des Erfüllungsaufwands vorlegt. Aus der Sicht des 

NKR ist es nicht nachvollziehbar, wieso sich das Ressort nicht frühzeitig um eine Quantifizie-

rung des Erfüllungsaufwandes bemüht hat. Die Nichtdarstellung des Erfüllungsaufwandes ist 

insbesondere deshalb nicht zu verstehen, da das Resort hier offensichtlich die Chance hätte, 

einen Minderaufwand nachzuweisen. Dem NKR wurde vom Ressort zugesagt, den Abgeord-

neten und Entscheidungsträgern im Bundestag und Bundesrat die Höhe des mit diesem Ge-

setzentwurf einhergehenden bzw. sich verringernden Erfüllungsaufwandes zeitnah und noch 

vor Abschluss des parlamentarischen Verfahrens zur Verfügung zu stellen. Mit der ex ante 

Ermittlung des Erfüllungsaufwandes hat das Ressort das Statistische Bundesamt beauftragt. 

Die Ergebnisse sollen Ende August 2020 vorliegen. 

Der Nationale Normenkontrollrat bedauert, dass die Bundesregierung keine Evaluierung der 

Behinderten-Pauschbeträge sowie des behinderungsbedingten Fahrtkosten-Pauschbetrages 

vorgesehen hat. Die Bundesregierung beschränkt sich bei der bis Ende 2026 anvisierten Eva-

luierung allein auf die Pflege-Pauschbeträge. 

Prof. Dr. Kuhlmann Schleyer 

Stellvertretende Vorsitzende Berichterstatter 
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Anlage 3 

Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrats 

Die Bundesregierung nimmt die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrats (NKR) zum Gesetzentwurf 
zur Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge und zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen zur Kenntnis. 
Der NKR erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen 
im Regelungsentwurf. Er fordert das Bundesministerium der Finanzen dazu auf, den Abgeordneten und Entschei-
dungsträgern im Bundestag und Bundesrat zeitnah und vor Abschluss des parlamentarischen Verfahrens die Höhe 
des mit dem Gesetzentwurf einhergehenden bzw. sich verringernden Erfüllungsaufwands zur Verfügung zu stel-
len. Ferner bedauert er, dass eine Evaluierung der Regelung zum Behinderten-Pauschbetrag sowie zum behinde-
rungsbedingten Fahrtkosten-Pauschbetrag nicht vorgesehen ist. 

Es ist – wie im Gesetzentwurf dargestellt – zwar davon auszugehen, dass es zu einer nicht quantifizierbaren Ver-
ringerung des Erfüllungsaufwands für Bürgerinnen und Bürger kommt, soweit in Abhängigkeit von den indivi-
duellen Gegebenheiten des Einzelfalls ein Nachweis von Aufwendungen durch die Maßnahmen entbehrlich wird. 
Eine weitergehende Quantifizierung dieser angenommenen Verringerung ist aufgrund der Vielschichtigkeit, den 
unterschiedlichen Lebenssituationen und insbesondere den fehlenden Datengrundlagen jedoch kaum möglich. 

Das Bundesministerium der Finanzen wird weitere Ermittlungen zur Darstellung des mit dem Regelungsvorhaben 
einhergehenden Erfüllungsaufwands vornehmen. Die Ergebnisse sollen den Abgeordneten und Entscheidungsträ-
gern im Bundestag und Bundesrat vor Abschluss der parlamentarischen Beratungen zur Verfügung gestellt wer-
den. Eine Evaluierung der Regelungen zum Behinderten-Pauschbetrag sowie zum behinderungsbedingten Fahrt-
kosten-Pauschbetrag ist nicht vorgesehen. 
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